
Editorial
Lange Zeit standen Forschungen zur Ära der sogenannten Weimarer Republik 
deutlich im Schatten derjenigen zeithistorischen Untersuchungen, die sich mit der 
nationalsozialistischen Zeit beschäftigten und auf unterschiedlichen Ebenen Res-
sourcen und Forschungspotenziale systematisch absorbierten. In den letzten Jah-
ren scheint es nun zu einer gewissen Neuentdeckung des relativ kurzen Zeitraums 
zwischen 1919 und 1933 durch die Forschung gerade auch in der Bundesrepublik 
Deutschland zu kommen.1 Die Suche nach den Ursachen hierfür eignete sich als 
Gegenstand ausführlicherer Überlegungen, einige Faktoren sollen im Folgenden 
kurz benannt werden: So ist die umfängliche Hinwendung zum Forschungs- und 
Darstellungsgegenstand „Erster Weltkrieg“ anzuführen. Mit dem Erinnerungsjahr 
2014 ist der Krieg umfassend medial, forschungs- und publikationsstrategisch 
aufgegriffen worden, er ist Thema und Inhalt einer kaum noch zu übersehenden 
Zahl von Ausstellungen, Publikationen, Medienbeiträgen und Diskussionsveran-
staltungen geworden. Der Rekurs auf „1914“ implizierte bei vielen dieser Beiträge 
immer auch die Frage nach den Folgen dieses welthistorischen Einschnittes – und 
diese Frage bezieht auch die Ebene der regionalen und lokalen Geschichte mit ein.2 
Des Weiteren sind als wichtige Faktoren das politikhistorische und mentalitätsge-
schichtliche Interesse an der ersten parlamentarischen Demokratie in Deutschland 
aus der Perspektive des 21. Jahrhunderts3 sowie die stärkere Wahrnehmung der 
Schlussphase der Weimarer Zeit mit intensivem Blick auch auf die Regionen und 
Provinzen und deren Verortung im Freistaat Preußen zu nennen.4

1	 Zu diesem Trend vgl. Christoph Thonfeld, Krisenjahre revisited. Die Weimarer Re-
publik und die Klassische Moderne in der gegenwärtigen Forschung, in: Historische 
Zeitschrift 302 (2016), S. 390–420.

2	 Vgl. den luziden Forschungsüberblick von Jürgen Müller, Globaler Krieg – lokale 
Folgen. Zu den Auswirkungen des Ersten Weltkrieges auf kommunaler und regiona-
ler Ebene, in: Historische Zeitschrift 302 (2016), S. 103–126.

3	 Vgl. etwa die Berliner Tagung „Weimar als Herausforderung. Die Weimarer Republik 
und die Demokratie im 21. Jahrhundert“ im November 2015. Tagungsbericht von 
Sebastian Elsbach und Ronny Nowak in H-Soz-Kult vom 16.2.2016, <www.hsozkult.
de/conferencereport/id/tagungsberichte-6398> (17.10.2016).

4	 Vgl. Michael Bienert/Lars Lüdicke (Hg.), Preußen zwischen Demokratie und Diktatur.  
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Die Jahrestagung 2016 des Brauweiler Kreises für Landes- und Zeitge-
schichte e. V., die am 3. und 4. März 2016 in der ehemaligen Abtei Brauweiler 
(Pulheim-Brauweiler) stattfand, bewegte sich mit ihrem Thema „Rheinland 
und Westfalen im Freistaat Preußen in der Weimarer Republik“ in diesem For-
schungskontext. Gerade für die Westprovinzen des Freistaates Preußen erwie-
sen sich die Jahre nach 1919 als Zeit des Umbruchs und der Neuorientierung 
unter schwierigen gesellschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen. 
Mit dem Schwerpunktthema rücken daher auch in der vorliegenden Ausgabe 
von „Geschichte im Westen“ Fragen zum Verhältnis von Zentrale und Provinz 
in den Fokus. Vor dem Hintergrund modernisierungstheoretischer Überle-
gungen widmet sich Günther Schulz am Beispiel der rheinischen Metropole 
Köln und deren Verhältnis zum preußischen Berlin dem Dualismus zwischen 
kommunaler Selbstverwaltung und Staat. Bernd Walter blickt im Anschluss 
auf die regionale Selbstverwaltung, wenn er die Bedeutung der neuen, demo-
kratisch legitimierten rheinischen und westfälischen Provinziallandtage und 
Provinzialverbände herausarbeitet. Trotz vieler Gemeinsamkeiten der beiden 
höheren Kommunalverbände sind dabei in Bezug auf die Selbstständigkeits-
bestrebungen in Rheinland und Westfalen auch erhebliche Unterschiede zu 
erkennen. Letztlich entzogen jedoch Finanzschwächen und politische Radika-
lisierungen der provinziellen Selbstverwaltung ihre Grundlage. 

Im Folgenden untersucht Daniel Schmidt die Organisation und die innere 
Verfasstheit der staatlichen Exekutiven in den beiden preußischen Westpro-
vinzen. Er analysiert die Verhältnisse in der uniformierten preußischen Po-
lizei chronologisch nach den Phasen „Gründung“ (1919–1925), „Konsolidie-
rung“ (1925–1930) und „Krise“ (ab 1930). Es wird deutlich, dass die Polizei 
als republikanisches Prestigeprojekt letztlich ihre Bewährungsprobe nicht be-
stand. Der Beitrag von Martin Schlemmer thematisiert Werbestrategien der 
Tourismusverbände in der Eifel-Region. Im Mittelpunkt stehen lokale und 
regionale Akteure und Strategien sowie die wechselnden politischen und ge-
sellschaftlichen Rahmenbedingungen in den ersten drei Jahrzehnten des 20. 
Jahrhunderts. Karl Ditt legt für Westfalen dar, wie die öffentliche Kulturpolitik 
auf unterschiedliche Erwartungen und Ansprüche in Politik und Gesellschaft 
reagierte. Aus dem breiten Spektrum der sozialkulturell geprägten Kulturprä-

Der Freistaat, das Ende der Weimarer Republik und die Errichtung der NS-Herrschaft 
1932–1934, Berlin 2016; dies. (Hg.), Preußen zwischen Demokratie und Diktatur. 
Die Durchsetzung der NS-Herrschaft in den Zentren und der Peripherie, 1932–1934, 
erscheint Berlin 2017.



ferenzen greift er die Konzepte der „Moderne“ und der „Heimat“ heraus. In 
Westfalen erfuhr die Kultur der Moderne zwar durch Theater, Literatur und 
Kunst größere Resonanz, tatsächlich trat sie aber in ihrer Bedeutung hinter die 
Heimat- und Volkstumskultur zurück.

Zwei weitere Beiträge fokussieren Funk und Film in der Weimarer Republik. 
Mit den neuen Röhrengeräten schritt die Entwicklung der Sende- und Emp-
fangstechnik in den 1920er Jahren schnell voran. Die erste deutsche Rundfunk-
gesellschaft nahm im Herbst 1923 in Berlin ihren Betrieb auf, schnell folgten 
entsprechende Sendeanstalten auch in anderen großen regionalen Zentren des 
Reichs. Aufgrund der Besetzung des Rheinlandes und des Ruhrgebiets – so  
Birgit Bernard – konnte erst mit Verzögerung auch eine westdeutsche Sende-
gesellschaft auf Sendung gehen; dies zunächst in Münster und dann mit dem 
Wechsel nach Köln als „Westdeutsche Rundfunk AG“. In den Weimarer Jahren 
entstanden zudem zahlreiche Filme mit Rhein-Sujet. Brigitte Braun zeigt, dass 
in diesen Stummfilmen der Fluss als „deutsche Landschaft“ präsentiert wurde. 
Die damit einhergehende Rheinromantik und Rheinpropaganda dienten nach 
dem verlorenen Krieg einer gemeinschaftsfördernden, deutschen Selbstverge-
wisserung. Abschließend betrachtet Gertrude Cepl-Kaufmann die „Jahrtau-
sendfeiern“ und „Befreiungsfeiern“ im besetzten Rheinland und verweist dabei 
auf die mit diesen Veranstaltungen verbundene kulturelle Manifestation und 
Geschichtskonstruktion der Region. 

Die hier versammelten Beiträge unterstreichen das eingangs genannte viel-
schichtige Beziehungsgeflecht von Berliner Politik und regionalem Eigenwillen 
in Rheinland und Westfalen. Sie lassen gleichzeitig auch erkennen, dass die Aus-
handlung dieses Verhältnisses und die daraus resultierende Verortung der bei-
den Provinzen im preußischen Staat einen wichtigen Teil zum Selbstverständnis 
und zur Identität der Rheinländer und Westfalen beitrugen.
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